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Vorwort 

In der vorliegenden Arbeit hat sich der Verfasser  bemüht, die Rechts-
stellung der Deutschen Bundesbank unter vorwiegend verfassungs-
rechtlichen Aspekten zu würdigen. Eine solche Studie schien geboten, 
wei l es bislang an einer unter derartiger Zwecksetzung ausgerichteten 
Monographie fehlt. Die Einbeziehung wirtschaftswissenschaftlicher 
Überlegungen entspricht der grundlegenden Bedeutung der Deutschen 
Bundesbank für die ökonomischen Prozesse und ihrer eingehenden 
Darstellung in der theoretischen Nationalökonomie. 

Die Arbeit wurde im Mai 1966 abgeschlossen. Sie lag im Januar 1967 
der Juristischen Fakultät der Universität München als Dissertation vor. 
Das zwischenzeitlich erschienene einschlägige Schrifttum ist — soweit 
möglich — berücksichtigt worden. 

Herrn Prof.  Dr. Hans Spanner,  Vorstand des Instituts für öffentliches 
Recht (insbesondere öffentl.  Wirtschafts- und Steuerrecht) der Universi-
tät München, bin ich zu besonderem Dank verpflichtet.  Er hat mich 
zu dieser Arbeit ermutigt und diese dann mi t klugem Rat und steter 
Hilfsbereitschaft  gefördert. 

Herrn Ministerialrat a. D. Dr. J. Broermann  darf  ich für die Auf-
nahme der Arbeit in sein Verlagsprogramm meinen aufrichtigen Dank 
aussprechen. 

Carl-Theodor  Samm 
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E r s t e r T e i l 

Die Stellung der 
Deutschen Bundesbank im Verlassungsgefüge 

§ 1 E i n f ü h r u n g 

I . Allgemeines 

Die Thematik rechtfertigt  sich aus verschiedenen, voneinander un-
abhängigen Gründen. 

Zunächst sind eminent aktuelle (wirtschafts-)politische Gründe anzu-
führen. Die jüngste Vergangenheit, insbesondere der Zeitraum vom 
Frühjahr 1964 bis Herbst 1966, war in wirtschaftlicher  Hinsicht ge-
kennzeichnet durch eine ausgesprochene Hochkonjunktur. Um dem sti-
mulierenden Einfluß der wachsenden Ausgabenneigung von Bund, Län-
dern und Kommunen entgegenzuwirken, sah sich die Deutsche Bundesbank 
zu einer betont restriktiven Kreditpol i t ik veranlaßt. Auftakt der mone-
tären Maßnahmen war die Erhöhung der Mindestreserven. I n den 
Jahren 1965/66 wurden die Eingriffe  in die Liquidität der Banken mi t 
der Reduzierung der Rediskontkontingente und der Erhöhung des 
Diskontsatzes auf letztlich 5 °/o ergänzt. 

Seit dem Herbst 1966 hat sich die Wirtschaftslage in der Bundes-
republik deutlich gewandelt1. Gegenwärtig befindet sich die Konjunktur 
im Bereich zwischen mangelnder Auftriebskraft  und recht erheblicher 
Rezession. Wellentäler in der Wirtschaftsentwicklung sind zwar in einer 
Marktwirtschaft  normal, für die Bundesrepublik aber nach einem 
beinahe ständigen Boom seit der Währungsreform  im Jahre 1948 recht 
ungewohnt. Zwar sind die konjunkturelle Uberhitzung und weitgehend 
auch der Preisauftrieb  beseitigt worden. Die Arbeitsmarktlage kann 
gegenwärtig als entspannt angesehen werden. Die Kehrseite dieses 
wirtschaftlichen Status ist jedoch andererseits gekennzeichnet durch 
ein niedriges Produktionsniveau, brachliegende Kapazitäten, geringe 
Investitions- und Kaufneigung, ungünstige Ertragsverhältnisse. 

1 M i t diesen Worten beginnt der Geschäftsbericht der Deutschen Bundes-
bank für das Jahr 1966, S. 1, ein lesenswertes Dokument, welches die ge-
samtwirtschaftliche Entwicklung i m Jahre 1966 eingehend darstellt. 

2 Samm 
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Es ist hier nicht der gegebene Ort, Symptome und Kausalzusammen-
hänge für den wirtschaftlichen Umschwung darzulegen. Wie so häufig, 
so sind gerade auch auf diesem Feld eine Vielzahl heterogener Fak-
toren bestimmend gewesen. Steigende Ansprüche an Wirtschaft  und 
Staat, Uberrundung der Produktivitätsentwicklung durch Löhne und 
Einkommen, Diskrepanz zwischen Staatsausgaben und Wachstum des 
Sozialprodukts, nicht zuletzt die labilen innenpolitischen Verhältnisse 
im Herbst 1966, die eine gewisse Krisenangst geboren haben, sind als 
Erscheinungen und Ursachen zu nennen. Als weitere Diagnose der 
Wachstumsstörung sind das in gesamtwirtschaftlicher  Hinsicht unein-
sichtige Verhalten der Tarifvertragspartner  sowie die strukturelle 
Schwächung wichtiger Bereiche der Wirtschaft  zu erwähnen. 

Die gegenwärtige wirtschaftliche Stagnation oder Rezession, wie 
immer man die Krisensituation  auch bezeichnen mag, hat — bei der 
Suche nach den Verantwortlichkeiten für den Wirtschaftsabschwung 
und den Möglichkeiten einer Therapie — zu einer scharfen, nicht nur 
wirtschaftstheoretisch  fundierten 2, sondern auch polemischen Kontro-
verse zwischen der Bundesregierung und der Notenbankleitung ge-
führt 3 . Darüber hinaus scheint sich geradezu eine Einheitsfront aus den 
verschiedensten Lagern in und außerhalb des Parlaments zum gemein-
samen Angrif f  auf die währungspolitische Wacht  am Main  formiert 
zu haben4. Namentlich von Seiten maßgebender Gewerkschaften w i rd 
der Bundesbank vorgeworfen,  sie habe ganz bewußt „Bremsklötze und 
Knüppel" geworfen, um ihre Macht zu beweisen5. Es w i rd die Frage 

2 Während die wirtschaftspolitisch zuständigen Regierungskreise die gegen-
wärt ige Konjunkturkr ise als Ta l eines Konjunkturzyklus analysiert, das 
weitgehend durch die Stabil isierungspolit ik der Notenbank mitverursacht 
sei, sieht die Notenbankleitung i n ih r eine Reaktion auf die vorausgegangene 
konjunkturel le Überhitzung, die Übertreibungen der öffentlichen  Ausgabe-
pol i t ik und der Sozialpartner. 

3 Die zunächst nur unterschwelligen, dann aber für jedermann sichtbaren 
Spannungen zwischen dem Bundeswirtschaftsminister  und dem Bundesbank-
präsidenten begannen am 13.12.1966, als der Bundeswirtschaftsminister  i m 
Verlauf der Regierungserklärung die Forderung nach einer entscheidenden 
Lockerung der Kreditrestr ikt ionen verkünden ließ. Sie gipfelten i n der kon-
junkturpoli t ischen Debatte des Bundestages vom 27.4.1967, i n welcher der 
Bundeswirtschaftsminister  die Zentralbank scharf  angrif f :  Der „Frankfurter 
Areopag" habe m i t seiner Pol i t ik der „halbprozentigen Trippelschritte" 
(Trippelschritt = Senkung des Diskontsatzes) einen Beitrag zum kon junk-
turel len Attentismus geleistet (die wesentlichen Passagen der Rede K a r l 
Schillers  i n BBkPr. Nr. 32 v. 5. 5.1967). — Vgl. zu diesen Auseinandersetzungen 
Hagelstein,  Schiller und Blessing, Industr iekurier Nr. 67 v. 6. 5.1967. — Es 
bleibt nur zu hoffen,  daß diese Kontroverse wieder i n eine sachliche Exper-
tendiskussion umschlägt, die alle Beteil igten dazu zwingt, die Grundlagen der 
Wirtschafts- und Finanzpoli t ik ständig neu zu überprüfen. 

4 Vgl. den Wirtschaftsdienst Nr. 577 der Berl iner Handels-Gesellschaft 
v. 19.11.1966: Wirtschaftspolitische Konfusion. 

5 Dazu Vetter, Wirtschaftspolit ik des Opportunismus, F A Z Nr. 124 v. 1.6. 
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aufgeworfen,  ob das Bundesbankgesetz von 1957 noch den Anforderun-
gen unserer Zeit entspricht6. Damit w i rd ein unverhohlener Angri f f  auf 
die Unabhängigkeit der Bundesbank vorgetragen. Im übrigen haben 
gerade die erwähnten Auseinandersetzungen zwischen Notenbank und 
Regierung den begründeten Verdacht aufkommen lassen, der autonome 
Status der Bank sei i n Gefahr 7. 

Schon diese Umstände aus der aktuellen tagespolitischen Sphäre legen 
den Versuch nahe, der Bank und ihrer Stellung im Verfassungsgefüge 
eine nähere Betrachtung zu widmen. 

Hinzu t r i t t jedoch noch ein (verfassungs-)rechtlicher  Aspekt. Die 
Rechtsstellung einiger maßgeblicher Institutionen der Bundesrepublik 
Deutschland, denen eine weitgehende Unabhängigkeit gegenüber Bun-
desregierung und Bundestag zuerkannt wird, ist vom Grundgesetz in 
mehreren Fällen nicht in einer jeden Zweifel ausschließenden Weise 
festgelegt worden. Eindrucksvolle Beispiele hierfür  sind die — zwi-
schenzeitlich abgeschlossene — Auseinandersetzung über die Stellung 
des Bundesverfassungsgerichts  in Ausübung nichtrechtsprechender 
Funktionen8, zum anderen die — noch andauernde — Diskussion um 
die staatsrechtliche Stellung des Bundesrechnungshofes 9'10. Zu dem 
Kreise dieser Institutionen zählt auch die Deutsche Bundesbank. 

1967; Das D IW (Dt. Inst i tut für Wirtschaftsforschung)  greift  die Bundesbank 
an, HB1. Nr. 73 v. 14./15. 4.1967. 

6 So der Untert i te l einer Abhandlung von Ehrenberg,  Die Arbeitsmoral 
geht die Bundesbank nichts an — Zügiges Mitspielen ist besser, W d A Nr. 20 
v. 19. 5.1967 (BBkPr. Nr. 36 v. 24. 5.1967). 

7 Siehe Ringleb,  Notenbankgesetz: Exekutive darf  nicht schöpfen, Indu-
striekurier Nr. 85 v. 8. 6.1967 (BBkPr. Nr. 44 v. 15. 6.1967), der sich nach-
drücklich gegen eine Änderung des Notenbankgesetzes i n jeder Form wendet; 
Bernhardt,  Die falsche Tonart, HB1. Nr. 81 v. 1./2. 5.1967. — Der Pressedienst 
der FDP sah sich ebenfalls jüngst veranlaßt, eindringlich vor einer E in-
schränkung der Notenbankautonomie zu warnen, vgl. FAZ Nr. 36 v. 11.2. 
1967. Vgl. auch SZ Nr. 276 v. 17.11.1964: Blessing betont die Unabhängigkeit 
der Bundesbank. — Über die entsprechenden Auseinandersetzungen i n den 
USA informiert  der Beitrag von Rosenstiel,  Entrüstungssturm i n Washington, 
FAZ Nr. 289 v. 13.12.1965. 

8 Vgl. dazu: Der Status des Bundesverfassungsgerichts,  Denkschriften, 
Stellungnahmen, Gutachten („Status-Bericht"), JöR n.F. Bd. 6 (1957), S. 110 ff., 
enthaltend u. a.: Einlei tung von Leibholz;  Bericht an das Plenum des BVerfG 
zur „Statusfrage" v. 21.3.1952; Geiger,  Ergänzende Bemerkungen zur Stel-
lung des BVerfG v. 25. 3.1952; Denkschrift  des BVerfG v. 27. 6.1952; Thoma, 
Rechtsgutachten betreffend  die Stellung des BVerfG v. 3.6.1953; Bemer-
kungen des BVerfG zu dem von Thoma  erstatteten Rechtsgutachten. 

9 Das Gesetz über Errichtung und Aufgaben des Bundesrechnungshofes 
vom 27.11.1950 (BGBl. I , S. 765) hat den B R H als „eine der Bundesregierung 
gegenüber selbständige, nur dem Gesetz unterworfene  oberste Bundesbe-
hörde" errichtet (§ 1 Abs. 2). 

10 i n Frage steht vor allem, ob der B R H als ein funktionelles Organ 
(Hilfsorgan) der Legislative, Exekutive oder Judikative, als Inst i tut ion sui 
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